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Insolvenz der Elbferry GmbH

Politik ist im Soll –
warme Worte
reichen nicht

Von Thomas Sassen

E
s geht doch. Bezüglich der
Entschlossenheit, mit der
sich die neue Bundesregie-
rung zusammengerauft hat,

dürfen wir immerhin ein wenig op-
timistisch sein. Es lässt hoffen, dass
nun auch schnell die Weichen für
eine neue Verkehrspolitik gestellt
werden. Und damit sind wir schon
bei der Frage, ob der geplante Elb-
tunnel bei Drochtersen gebaut wird
oder nicht. Funktionierende Fähr-
verbindungen über die Elbe brau-
chen wir aber so oder so.

Und dazu zählt nicht nur Wisch-
hafen–Glückstadt, sondern eben
auch Cuxhaven–Brunsbüttel, eine
Linie, dazu eine umweltfreundli-
che, die dazu beiträgt, die durch die
Elbe getrennten nördlichen Regio-
nen der Republik besser zu verbin-
den. Deshalb sollten sich die Koali-
tionäre in Berlin auch ganz schnell
einig werden, ob und in welcher
Form, die in Schieflage geratene
Elbferry GmbH gerettet werden
kann. Ohne öffentliche Gelder wer-
den dort vermutlich bald die Lich-
ter ausgehen und der Dienst einge-
stellt. Das wäre ein herber Rück-
schlag für die Kreise Cuxhaven und
Dithmarschen.

Die Zeit läuft. Weihnachten und
das Jahresende stehen vor der Tür.
Nur noch bis Ende Januar sind die
Löhne der Beschäftigten der Elbfer-
ry GmbH gesichert, kann der Treib-
stoff bezahlt werden. Wie es da-
nach weitergeht, ist derzeit noch
völlig unklar. Der Insolvenzverwal-
ter Berend Böhme setzt seine Hoff-
nung auf einen Runden Tisch, zu
dem er kommenden Freitag einge-
laden hat.

Dort soll ausgelotet werden, wie
die Fähre zu retten ist und ein Wei-
terbetrieb finanziell abgesichert
werden kann. Böhme baut dabei
auf die öffentliche Hand, sprich die
Länder und Landkreise und die Me-
tropolregion und den Bund, das hat
er in einer Pressekonferenz an Bord
unmissverständlich zu verstehen
gegeben. Warme Worte und unver-
bindliche Solidaritätsbekundungen
reichen nicht mehr.

T
atsächlich darf sich das
Trauerspiel nicht wieder-
holen, dass wir zum Ende
der Vorgängergesellschaft

Elblink 2017 erleben mussten. Die
wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen sind diesmal wesentlich besser,
sieht man einmal von Corona und
den exorbitant gestiegenen Treib-
stoffkosten (für Flüssiggas) ab, die
das Management nicht zu verant-
worten hat. Und wenn es sich den-
noch herausstellen sollte, dass die
Fähre nicht auskömmlich zu betrei-
ben ist, dann müssen die Länder
oder der Bund eben etwas dazuge-
ben, zunächst als Überbrückungs-
darlehen und möglicherweise lang-
fristig als Betriebszuschuss.

Dabei sollten die Politiker nicht
vergessen, dass in der Vergangen-
heit durch die öffentliche Hand be-
reits rund drei bis vier Millionen
Euro nur allein in die Ertüchtigung
der Abfertigungsanlagen investiert
worden sind, sowohl auf Cuxhave-
ner als auch auf Brunsbütteler Sei-
te. Jetzt, wo eigentlich alles gut
vorbereitet ist, die Fähre nach nur
neun Monaten vor die Wand fahren
zu lassen, das wäre unverantwort-
lich.
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Man kann sich das ganze Jahr
aus Land Hadeln ernähren
Beim Kreisbauernverband Land Hadeln hat sich ein
Generationswechsel vollzogen. Der neue Vorsit-
zende Heino Klintworth aus Armstorf ist 42, sein
Stellvertreter Gerriet Gerdts aus Altenbruch 40;
zwei Landwirte mit eigenen Betrieben, die mitten
im Leben stehen und sich für einen Dialog mit
dem Bürger einsetzen, um Verständnis für die Si-
tuation der Landwirtschaft und deren Produkti-
onsweise zu erzeugen. Es geht darum, den Hof wie-
der im Ort und damit auch im Bewusstsein der Be-
völkerung zu verankern. Doch wie macht man das?
CNV-Redakteur Thomas Sassen ging dieser Frage
im Gespräch mit der neuen Landvolk-Spitze nach.
Dabei ging es vor allem um das Thema regionale
Produkte und deren Vermarktung.

Die Landwirte stehen immer stärker unter wirt-
schaftlichem Druck. Einigen geht inzwischen
die Luft aus. Dabei hat der Bürger den Eindruck,
dass sich an der Wirtschaftsweise nicht wirklich
etwas ändert. Der Konflikt zwischen effizien-
tem Wirtschaften und Umwelt-, Boden-, Gewäs-
ser,- und Klimaschutz scheint immer größer zu
werden. Verschärft sich ihrer Meinung nach die
Problematik durch den Regierungswechsel in
Berlin noch?
Klintworth: Das wüssten wir auch gern. Wir
wissen ja noch nicht einmal, wer Ministerin
oder Minister für Landwirtschaft wird. Was
sich herauskristallisiert ist, dass Umwelt und
Landwirtschaft verbunden werden sollen.
Und dann soll das Bauministerium noch den
Zusatz ländlicher Raum bekommen. Da kom-
men also ganz viele neue Dinge auf und zu
und wir wissen noch nicht, wer künftig unsere
Ansprechpartner sein werden.

Womit rechnen Sie denn konkret?
Klintworth: Es sind viele Dinge in der Pipeline.
Zunächst alles, was aus Brüssel kommt, dann
die Düngeverordnung, alles, was mit Pflanzen-
schutzmitteln zu tun hat. Das sind alles Dinge,
die uns in unserer täglichen Arbeit betreffen,
von denen wir aber noch nicht genau wissen,
wie es laufen soll. Die gemeinsame Agrarform
der EU ist zwar in Brüssel abgestimmt, muss
aber noch in den Ländern umgesetzt werden.
Da gibt es Spielräume für die Nationalstaaten.
Also, wir hängen im Moment ein bisschen in
der Luft. Das ist aktuell unser Problem.

Von der Landwirtschaft zu sprechen, ist ohne-
hin schwierig. Die Interessen sind dafür zu un-
terschiedlich. Was bedeutet das für Ihre Arbeit
als Vorstand des hiesigen Landvolk-Verbandes?
Klintworth: Im Prinzip sind viele Betriebe
noch so aufgestellt wie früher. Die Produkti-
onsrichtungen ändern sich ja nicht gravie-
rend. Dazu gekommen ist vor etwa 15 Jahren
das Thema Biogas. Ansonsten sehen wir, dass
Betriebe sich weiter diversifizieren. Es wird
Direktvermarktung angeboten, hinzu kom-
men Ferienwohnungen und es wird auch im
größeren Umfang in Erneuerbare Energien
investiert, vor allem in Photovoltaik-Anla-
gen. Das sind Bestrebungen, sich nicht allein

abhängig zu machen von der Nahrungsmit-
telproduktion. Wasserstoffproduktion dage-
gen ist für die landwirtschaftlichen Betriebe
eine Nummer zu groß, so weit wir das überse-
hen können.

Wie ist die Landwirtschaft im Hadelner Raum
strukturiert und wie viele Mitgliedsbetriebe
hat der Kreisbauernverband zurzeit?
Klintworth: Wir haben rund 1500 Mitglieder,
davon etwa die Hälfte wirtschaftende Betrie-
be, meist Familienbetriebe mit ein bis maximal
sieben Mitarbeitern. Tendenz stark abneh-
mend. Dann haben wir noch viele Hobbyland-
wirte und etliche, die aufgegeben haben, aber
nach wie vor Mitglied sind, weil wir ja auch
Dienstleister sind. Von den 750 aktiven Be-
trieben melken etwa zwei Drittel.

Wie sieht es denn aktuell bei den Milchvieh-Be-
trieben aus? Erzielt man dort inzwischen aus-
kömmliche Preise?
Klintworth: Die Preise für Milchprodukte sind
zwar im Handel gestiegen, davon profitiert der
Landwirt aber meistens in geringerem Maße
und auch zeitversetzt. Dabei dürfen wir die
steigende Inflation nicht vergessen, die sich
unmittelbar auf unsere Einkaufspreise aus-
wirkt. Tatsächlich ist der Milchpreis in den
vergangenen sechs bis acht Wochen merklich
angezogen. Der bewegt sich momentan auf die
40 Cent zu. Aber gleichzeitig sind die Kosten
deutlich gestiegen.

Wie sieht es mit der Bürokratie und den Aufla-
gen für die Landwirtschaft aus?
Klintworth: Wir müssen uns aktuell mit der
neuen Gemeinsamen Agrarpolitik der EU aus-
einandersetzen. Das bedeutet pro Hektar min-
destens 100 Euro weniger Prämie. Für einen
Hundert-Hektar-Betrieb sind das dann 10 000
Euro, die jährlich fehlen. Gleichzeitig steigen
die Anforderungen bei den Produktionsbedin-
gungen. Da geht eine Schere auseinander, die
wir im Moment nicht schließen können.

Die konventionelle Landwirtschaft gerät wirt-
schaftlich immer mehr unter Druck, während
die Biobauern auskömmlich wirtschaften. Das
ist doch eine erfreuliche Entwicklung. Warum
stellen nicht noch mehr Betriebe auf Bio um?
Klintworth: Das müsste man die Betriebe fra-
gen. Offenbar ist das ja immer noch eine wirt-
schaftliche Entscheidung. Bio ist immer noch
ein Nischenmarkt, der es meiner Meinung
nach auch bleiben wird. Künftig werden sich
die Biobetriebe und die konventionellen Be-
triebe aber immer weiter annähern. Letztere
werden immer mehr Bio werden. Was uns
fehlt, ist der Status „Deutsches Produkt“ für
unsere Lebensmittel. Es gibt zwar viele Siegel
in der EU, aber die helfen uns nicht.
Gerdts: Das Problem ist die Umstellungsfrist
von zwei Jahren. In dieser Zeit produziert man
schon zu den erhöhten Anforderungen, aber
verkauft noch zu alten Erlösen. Insofern geht
die Umstellung einher mit einer richtigen In-
vestition. Dafür muss man erst einmal Geld
ansparen. Ich bin dabei, mich an eine Umstel-

lung heran zu robben. Aber den Schalter um-
zulegen, traue ich mich noch nicht. In der
Pflanzenwirtschaft ist das noch eher zu reali-
sieren, als in der Tierhaltung.

Ihr Verband setzt verstärkt auf regionale Ver-
marktung der landwirtschaftlichen Produkte.
Was heißt das für die Betriebe in praktischer
Hinsicht?
Gerdts: In Hemmoor haben gerade zwei neue
Hofläden eröffnet. Und dann ist kürzlich die
Vermarktungsplattform „Naturküste“ an den
Start gegangen. Das ist quasi der Wochen-
markt im Internet. Für die Landwirte hat das
den enormen Vorteil, dass sie sich nicht selbst
um die Vermarktung kümmern müssen. Das
übernimmt das Portal als digitaler Wochen-
markt. Da stecken drei Frauen mit Drive da-
hinter, die wir vom Verband beglückwün-
schen und deren Arbeit wir unterstützen. In
ein bis zwei Jahren werden wir wissen, wie das
Angebot angenommen wird. Mein persönli-
cher Ehrgeiz ist es, die Produkte aus der Regi-
on besser herauszustellen und zu bewerben.
In meinem Fall liefere ich die Braugerste für
die Jever-Brauerei. Also auch das Jever-Pils ist
so ein Stück weit ein Produkt aus Hadeln – da-
rauf bin ich stolz.

Können Sie weitere Beispiele für regionale Pro-
dukte nennen?
Klintworth: Denken wir doch einfach mal an
die Molkerei Hasenfleth. Die arbeitet etwas
kleiner und vor allem regional und hat damit
seit Jahren guten Erfolg. Es gibt auch bereits
eine Reihe von Einzelhändlern und Groß-
händlern, die Wert auf regionale Produkte le-
gen. Das wird mehr. Und das fordern wir auch
von unseren Vermarktern.
Gerdts: Die meisten sind immer erstaunt, was
hier alles produziert wird. Wenn man zu ge-
wissen Einschränkungen der saisonalen Ver-
fügbarkeit bereit ist, kann man sich das ganze
Jahr aus Land Hadeln ernähren.

Welchen Vorteil hat das für den Verbraucher?
Klintworth: Er kann ganz sicher sein, dass bei
uns die Lebensmittel unter ordentlichen Be-
dingungen produziert worden sind. Er kann
erfahren, wie die Lebensmittel unter Einhal-
tung der Vorschriften angebaut werden. Wir
können das beweisen. Bei Importen aus dem
Ausland ist das nicht so einfach möglich. Hier
geht es um Vertrauen und um Qualität.

Was fordern Sie konkret von der Politik?
Klintworth: Von der Politik fordern wir gleiche
Wettbewerbsbedingungen in der EU, die der-
zeit nicht gegeben sind. Der viel zu hohe Was-
serverbrauch für Gemüseproduktion in Spa-
nien ist ein Beispiel. Der Antibiotikaeinsatz in
der Tiermast in Rumänien ist ein ganz anderer
als bei uns. Pflanzenschutzmitteleinsatz in
Frankreich ist ein ganz anderer als bei uns in
Deutschland. Die machen das, wie wir vor
zehn Jahren. Irgendwo müssen die Mittel, die
Bayer und BASF weiter produzieren und die
wir schon seit 20 Jahren nicht mehr einsetzen,
schließlich hin verkauft werden.

Mit großem Selbstbewusstsein und Optimismus geht die neue Landvolk-Spitze an die Arbeit. Vorsitzender Heino Klintworth (r., 42) aus Armstorf und Stell-
vertreter Gerriet Gerdts (40) aus Altenbruch verstehen sich auch als Werber für die große Palette an Lebensmitteln aus der Hadler Region. Foto: Sassen

Gericht verurteilt
Ferlemann und Röhler
auf Unterlassung
Aussagen über Plambeck als ehrenrührig gewertet

der Planung und Entwicklung des
Projekts Alter Fischereihafen als
Unternehmer und Investor und ist
nicht als Politiker am politischen
Willensbildungsprozess in den
politischen Gremien der Stadt
Cuxhaven beteiligt“, führte die
Kammer aus. Im Entscheidungs-
text teilten die Richter die Auffas-
sung Plambecks, dass die Behaup-
tungen der beiden CDU-Politiker
geeignet seien, ihn „als Unterneh-
mer und Investor verächtlich zu
machen“ und seinen Ruf zu ge-
fährden. Darüber hinaus kam das
Gericht zu der Auffassung, dass
die „Schlussfolgerungen“ Röhlers
und Ferlemanns aus der Luft ge-
griffen seien – weil sie einer sub-
stanziellen Begründung seitens
der Beklagten entbehrten und
auch „sonst“ nicht ersichtlich sei-
en. Das Urteil, das noch nicht
rechtskräftig ist, erlegt den CDU-

Spitzen schließ-
lich auch sämtli-
che Kosten des
Verfahrens auf.

Der erfolgrei-
che Kläger rea-
gierte am Freitag
wie folgt: „Das
Vertrauen, das
ich mir mit mei-

nen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern über vierzig Jahre bei In-
vestoren, Banken und Aufragge-
bern erarbeitet habe, wurde durch
die rechtswidrigen Äußerungen
der beiden Politiker beschädigt.
Das Gericht hat diesen Fall in der
mündlichen Verhandlung mit
dem Kirch-Prozess verglichen
und klar gemacht, dass auch Poli-
tiker ehrlich sein müssen und
nicht aus purem Eigensinn falsche
Behauptungen verbreiten dür-
fen“, erklärte Norbert Plambeck
und zeigte sich sehr zufrieden
über den Ausgang des Verfahrens:
„Dass die Aussagen rechtswidrig
sind, hat das Gericht in aller
Deutlichkeit festgestellt.“ (kop)

CUXHAVEN/STADE. Was sie Anfang
2020 über AFH-Investor Norbert
Plambeck gesagt haben, dürfen
die beiden CDU-Spitzen nicht
mehr verbreiten: Eine Zivilkam-
mer des Landgerichts Stade hat
Thiemo Röhler und Enak Ferle-
mann am Freitag verurteilt, acht
verschiedene Äußerungen gegen
Plambeck zu unterlassen. Dabei
geht es um Formulierungen, die
einer CDU-Pressemitteilung ent-
stammen und mit dem von Plam-
beck verfolgten Projekt Alter Fi-
schereihafen beziehungsweise mit
einem im Besitz der Siedlungsge-
sellschaft Cuxhaven befindlichen
Grundstück am Dugekai zu tun
haben. In diesem Kontext hatten
die CDU-Politiker über Plam-
becks Solvenz spekuliert und dem
Cuxhavener Unternehmer vorge-
worfen, sein Versprechen, die
Kaimauern im Alten Fischereiha-
fen zu sanieren,
nicht halten zu
können. Plam-
beck klagte – und
bekam gestern
Recht. Im Wie-
derholungsfall
drohen Röhler
und Ferlemann
nun saftige Geld-
bußen.

In der mündlichen Verhand-
lung hatten die Beklagten darauf
hingewiesen, dass es sich bei den
Äußerungen um eine „politische
Antwort“ auf ein vorausgegange-
nes, gegen sie selbst gerichtetes
Statement Plambecks gehandelt
habe. Diese Argumentation ließ
der Vorsitzende schon in der
mündlichen Verhandlung am 24.
September nicht gelten. In der Ur-
teilsbegründung heißt es dazu,
dass sich die beiden Ratsmitglie-
der im vorliegenden Fall „nicht
auf die Wahrnehmung berechtig-
ter Interessen (…) im Rahmen der
politischen Diskussion“ berufen
könnten: „Der Kläger handelt bei
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